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2. Verlängerung - Erlass der Stundungszinsen für Gewerbetreibende und 
Privatpersonen infolge der Corona-Pandemie
HuF/SG Vollstreckung 

TOP:         _________________

Beratungsfolge:
Ö 17.06.2021 Amtsausschuss

Sachverhalt/Problemstellung:
Die Corona-Pandemie beeinflusst seit Anfang 2020 das soziale und wirtschaftliche Leben eines jeden 
Einzelnen in nicht abschätzbarem Ausmaß und die Gewerbetreibenden in besonderem Maße was zu 
vermehrten Engpässen diverser Zahlungen führen kann.
Aufgrund des Erlasses des Bundesministeriums für Finanzen in Bezug auf steuerliche Maßnahmen 
zur Berücksichtigung der Auswirkungen des Coronavirus (COVID-19/SARS-CoV-2) vom 19. März 
2020, der Ergänzung vom 22. Dezember 2020 und Verlängerung vom 18. März 2021 sowie der 
gleich lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder zu den gewerbesteuerlichen 
Maßnahmen zur Berücksichtigung der Auswirkungen des Coronavirus (COVID-19/SARS-CoV-2) vom 
19. März 2020 und 25. Januar 2021, kann bei Vorliegen der Antragsvoraussetzungen von der 
Erhebung der Stundungszinsen/ Säumniszuschläge ab dem Zeitraum der Veröffentlichung des 
Erlasses des Bundesministeriums für Finanzen im Bundessteuerblatt Teil I vom 20.04.2020 und dem 
Bundessteuerblatt Teil II vom 26.01.2021 bis zum 30.06.2021 abgesehen werden.

Erhalten die Gewerbetreibenden eine Gewerbesteuerabrechnung aus Vorjahren, zu deren Zahlung 
sie aufgrund der Corona-Pandemie aktuell nicht in der Lage sind, besteht die Möglichkeit der 
Beantragung einer zinslosen Stundung im Amt Carbäk. Dazu muss der ausgearbeitete und ergänzte 
Antrag auf Stundung/Vollstreckungserleichterung ausgefüllt und dem Amt Carbäk zugestellt werden.

Die Möglichkeit der zinslosen Stundung besteht auch bei anderen öffentlichen Steuern und Gebühren, 
sofern der Antrag begründet ist und bewilligt wird. Die Gewährung einer zinslosen Stundung kann bei 
einer Fälligkeit bis zum 30.06.2021 aufgrund der Auswirkungen der Corona-Pandemie grundsätzlich 
nur bis zum 30.09.2021 erfolgen.

Finanzielle Auswirkungen:
Unter Heranziehung aller eingenommenen Säumniszuschläge im Durchschnitt der letzten 4 Jahre 
(2017-2020) könnte ein Einnahmeverzicht 
von bis zu ca. 9.000,00 EUR auf dem Produktkonto 61200.4622002 (Säumniszuschläge)
von bis zu ca. 1.500,00 EUR auf dem Produktkonto 61200.4622009 (Vollstreckungsgebühren)
von bis zu ca.    100,00 EUR auf dem Produktkonto 61200.4720000 (Stundungszinsen)
im Teilhaushalt 3 des Amtshaushaltes zu verzeichnen sein. 

Auswirkungen auf Liegenschaftsangelegenheiten:
Keine

Beschlussvorschlag:
Der Amtsausschuss des Amtes Carbäk beschließt in seiner Sitzung am 17.06.2021, gemäß des 
Erlasses des Bundesministeriums für Finanzen in Bezug auf steuerliche Maßnahmen zur 
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Berücksichtigung der Auswirkungen des Coronavirus (COVID-19/SARS-CoV-2) vom 19. März 2020, 
die Ergänzung vom 22. Dezember 2020 und die Verlängerung vom 18. März 2021 sowie der gleich 
lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder zu den gewerbesteuerlichen Maßnahmen 
zur Berücksichtigung der Auswirkungen des Coronavirus (COVID-19/SARS-CoV-2) vom 19. März 
2020 und 25. Januar 2021, bei Vorliegen der Antragsvoraussetzungen auf die Erhebung der 
Stundungszinsen / Säumniszuschläge im Rahmen einer gewährten Stundung / 
Vollstreckungserleichterung ab dem Zeitraum der Veröffentlichung des Erlasses des 
Bundesministeriums für Finanzen im Bundessteuerblatt Teil I vom 20.04.2020 und dem 
Bundessteuerblatt Teil II vom 26.01.2021 bis zum 30.09.2021 zu verzichten.

Die Ausführungen unter „Finanzielle Auswirkungen“ sind Bestandteil des Beschlusses.

Anlagen:

- Auszug aus den Schreiben des BMF und der FM der Länder vom 18.03.2021

Abstimmungsergebnis:
 
__ Ja - Stimmen __ Nein - Stimmen __ Stimmenthaltung(en)

Sichtvermerk 

i.A._________________ i.A._________________ i.A._________________
Sachbearbeitung Amtsleiter Kenntnisnahme durch Haushalt und Finanzen

Hinweis: Die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen ist Bestandteil der Beschlussfassung.
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BETREFF  Steuerliche Maßnahmen zur Berücksichtigung der Auswirkungen des Coronavirus 

(COVID-19/SARS-CoV-2); 
  Weitere Verlängerung der verfahrensrechtlichen Steuererleichterungen 

   BEZUG  BMF-Schreiben vom 22. Dezember 2020  
- IV A 3 - S 0336/20/10001 :025 - 

   GZ  IV A 3 - S 0336/20/10001 :037 
DOK  2021/0319380 

  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 
 

In weiten Teilen des Bundesgebietes entstehen durch das Coronavirus weiterhin beträchtliche 
wirtschaftliche Schäden. Es ist daher angezeigt, den Geschädigten durch eine angemessene 
Verlängerung der steuerlichen Maßnahmen zur Vermeidung unbilliger Härten entgegen-
zukommen.  
 
Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt daher im Hinblick auf 
Steuern, die von den Landesfinanzbehörden im Auftrag des Bundes verwaltet werden, 
ergänzend zum BMF-Schreiben vom 19. März 2020 - IV A 3 - S 0336/19/10007: 002 -
(BStBl I S. 262) Folgendes: 
 
1. Stundung im vereinfachten Verfahren 
 
1.1 Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich betroffenen 

Steuerpflichtigen können bis zum 30. Juni 2021 unter Darlegung ihrer Verhältnisse 
Anträge auf Stundung der bis zum 30. Juni 2021 fälligen Steuern stellen. Die Stun-
dungen sind längstens bis zum 30. September 2021 zu gewähren. § 222 Satz 3 und 
4 AO bleibt unberührt. 
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stundungen für die bis zum 30. Juni 2021 fälligen Steuern im Zusammenhang mit einer 
angemessenen, längstens bis zum 31. Dezember 2021 dauernden Ratenzahlungs-
vereinbarung gewährt werden.  

 
1.3 Bei der Nachprüfung der Voraussetzungen für (Anschluss-)Stundungen nach den 

Ziffern 1.1 und 1.2 sind keine strengen Anforderungen zu stellen. Die Anträge sind 
nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuerpflichtigen die entstandenen Schäden 
wertmäßig nicht im Einzelnen nachweisen können. 
 

1.4 Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann in den vorgenannten Fällen verzichtet 
werden.  

 
2. Absehen von Vollstreckungsmaßnahmen (Vollstreckungsaufschub) im 

vereinfachten Verfahren  
 
2.1 Wird dem Finanzamt bis zum 30. Juni 2021 aufgrund einer Mitteilung des Voll-

streckungsschuldners bekannt, dass der Vollstreckungsschuldner nachweislich 
unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich betroffen ist, soll bis zum 
30. September 2021 von Vollstreckungsmaßnahmen bei bis zum 30. Juni 2021 fällig 
gewordenen Steuern abgesehen werden.  

 
In diesen Fällen sind die im Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 30. September 2021 
entstandenen Säumniszuschläge grundsätzlich zu erlassen.  
 

2.2 Bei Vereinbarung einer angemessenen Ratenzahlung ist in den Fällen der Ziffer 2.1 eine 
Verlängerung des Vollstreckungsaufschubs für die bis zum 30. Juni 2021 fälligen 
Steuern längstens bis zum 31. Dezember 2021 einschließlich des Erlasses der bis dahin 
insoweit entstandenen Säumniszuschläge möglich.  
 

2.3 Die Finanzämter können den Erlass der Säumniszuschläge durch Allgemeinverfügung 
(§ 118 Satz 2 AO) regeln.  

 
3. Anpassung von Vorauszahlungen im vereinfachten Verfahren  

 
Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich betroffenen 
Steuerpflichtigen können bis zum 31. Dezember 2021 unter Darlegung ihrer Verhäl-
tnisse Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen auf die Einkommen- und Körper-
schaftsteuer 2021 stellen. Bei der Nachprüfung der Voraussetzungen sind keine 
strengen Anforderungen zu stellen. Diese Anträge sind nicht deshalb abzulehnen, weil 
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nachweisen können.  
 
4. Stundung, Vollstreckungsaufschub und Anpassung von Vorauszahlungen in 

anderen Fällen 
 

 Für Anträge auf (Anschluss-) Stundung oder Vollstreckungsaufschub außerhalb der 
Ziffern 1.1 und 1.2 bzw. 2.1. und 2.2 sowie auf Anpassung von Vorauszahlungen 
außerhalb der Ziffer 3 gelten die allgemeinen Grundsätze und Nachweispflichten. Dies 
gilt auch für Ratenzahlungsvereinbarungen über den 31. Dezember 2021 hinaus. 

 
Dieses Schreiben ergänzt das BMF-Schreiben vom 19. März 2020  
- IV A 3 - S 0336/19/10007: 002 - (BStBl I S. 262) und tritt an die Stelle des BMF-Schreibens 
vom 22. Dezember 2020 - IV A 3 - S 0336/20/10001 :025 - (BStBl 2021 I S. 45). 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht und steht ab sofort für eine 
Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 
(http://www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - 
Steuerverwaltung & Steuerrecht - Abgabenordnung - Übersicht - BMF-Schreiben / 
Allgemeines zum Download bereit. 
 
Im Auftrag 

http://www.bundesfinanzministerium.de/
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